Name

Anschrift des Gemeinderates

​​​​​​​​​​​​​​​

An den/die

Herrn/Frau Bürgermeister

Gemeinde ......

Ort, Datum

Betrifft:
Mitteilung über die Wahrnehmung meiner Funktion als Beglaubigungberechtigte/r im Rahmen der Unterschriftensammlung für die am 2. Mai im Landtag hinterlegten zwei Anträge auf Volksbegehren: „Landesgesetzentwurf, Direkten Demokratie, Partizipation und politische Bildung“ und „Landesgesetzentwurf, Direkten Demokratie, Partizipation und politische Bildung – verbesserte Version“

Sehr geehrte/r Frau/Herr Bürgermeister,

hiermit setze ich Sie darüber in Kenntnis, dass ich kraft meines Amtes als Gemeinderat/rätin die mir mit Art.3, Abs. 2, Buchstabe c des Landesgesetzes Nr. 11 vom 18. November 2005 „Volksbegehren und Volksabstimmungen“ zugesprochene Funktion als Berechtigte/er zur Beglaubigung der Unterschriften der Wahlberechtigten unserer Gemeinde wahrnehmen und sie im Rahmen der Unterschriftensammlung zu den zwei Volksbegehren

1. „Landesgesetzentwurf, Direkten Demokratie, Partizipation und politische Bildung“ 

2. „Landesgesetzentwurf, Direkten Demokratie, Partizipation und politische Bildung – verbesserte Version“

ausüben werde.

gezeichnet

